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Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. STEININGER als Vorsitzenden und den Richter XXXX und
den fachkundigen Laienrichter XXXX als Beisitzer Uber die Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , gegen den Bescheid des
Sozialministeriumservice, Landesstelle Oberdsterreich, vom 29.10.2019, ZI. OB: XXXX in nichtoffentlicher Sitzung zu
Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird gemal? 8 28 Abs 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWWGVG),BGBI. | Nr. 33/2013 idgF iVm §
1 Abs 2, 8 40 Abs 1, § 41 Abs 1 und 2, § 45 Abs 1 bis 3 Bundesbehindertengesetz (BBG), BGBI. Nr. 283/1990 idgF
stattgegeben und aufgrund des ermittelten Sachverhaltes festgestellt, dass die Voraussetzungen hinsichtlich der
Zusatzeintragung  ,Unzumutbarkeit der BenuUtzung  offentlicher  Verkehrsmittel wegen  dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” in den Behindertenpass iSd zitierten Bestimmungen des BBG
vorliegen.

B)

Die Revision ist gemal Art 133 Abs 4 Bundesverfassungsgesetz (B-VG),BGBI. Nr. 1/1930 idgF nicht zulassig.

Text
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Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

Die Beschwerdefuhrerin (in Folge kurz ,BF” bzw. ,bP” genannt) beantragte mit am 11.3.2019 bei der belangten Behdrde
(folglich ,bB" bezeichnet) die Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benitzung offentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” in den Behindertenpass und
brachte zur Untermauerung ihres Vorbringens arztliche Schreiben in Vorlage.

Eine am 5.6.2019 durch Dr. XXXX , FA fur Chirurgie, erfolgte klinische Untersuchung erbrachte die gutachterliche
Stellungnahme, dass die BF zwar in ihrer Mobilitat eingeschrankt ist, dies insbesondere unter Berticksichtigung des
linken Kniegelenkes, jedoch sei die Belastbarkeit ausreichend um kurze Wegstrecken auch ohne Gehhilfe zu
bewadltigen und vermag sie sich auch mit dem rechten Arm ausreichend Anhalten. Die Beférderung sei unter

hauptsachlicher Belastung des re. Beines und der re. Schulter des re. Armes ausreichend maoglich.

Mit Schreiben vom 25.6.2019 wurde der BF gem.§8 45 Abs. 3 AVG das Ergebnis der Beweisaufnahme zur Kenntnis
gebracht.

Ein Gutachten des Dr. XXXX, FA flr Orthopadie, vom 25.10.2019 erbrachte abermals die Zumutbarkeit der Bentitzung

offentlicher Verkehrsmittel.
Mit im Spruch bezeichneten Bescheid wurde der Antrag der Beschwerdefuhrerin als unbegriindet abgewiesen.

Dagegen brachte die BF mit Schreiben vom3.12.2019 das Rechtsmittel der Beschwerde ein und wurde im Wesentlichen
vorgebracht, dass im ggst. Gutachten auf die medizinischen Einwdnde der behandelnden Arzte nicht eingegangen

wurde.

Am 28.2.2020 wurde die BF durch Dr. XXXX , FA fur Orthopadie und orthopadische Chirurgie, neuerlich klinisch
untersucht und erbrachte das am 4.3.2929 vidierte Gutachten im Wesentlichen nachstehendes Ergebnis:

Anamnese:

Vorgutachten orthop. FA Dr. XXXX vom 12.09.2019: keine UZM;
- Einschrankung linkes Kniegelenk bei Tumorprothese

- Degenerative Wirbelsaulenveranderungen

- Geringe Bewegungseinschrankung linke Schulter

- Knorpelschaden an den Fingergelenken beidseits

Zusatzliche Diagnosen:

- Bandscheibenvorfall L4/5 rechts

- Osteochondrose L 1/2 bis L5/S1 mit Protrusionen

- frozen shoulder links 05/2019

- Tendinose der linken ISP- und SSP-Sehne mit Partialruptur 03/2019
Derzeitige Beschwerden:

Die Patenten berichtet Uber anhaltende Schmerzen im gesamten rechten Bein. Weiters besteht eine deutliche
Schwache der Oberschenkelmuskulatur, und eine Einschrankung der Kniegelenksbeweglichkeit. Zusatzlich bestehen
Rickenschmerzen bei deutlich degenerativ veranderter Wirbelsdule und andauernder einseitiger Belastung, sowie
auch Beschwerden in der linken Schulter. Die Patientin ist andauernd auf eine Gehhilfe auf der rechten Seite
angewiesen, links ist derzeit die Verwendung aufgrund der Schulterschmerzen nicht mdglich. Beziglich der linken
Schulter ist eine Operation geplant.

Behandlung(en) / Medikamente / Hilfsmittel:
Behandlungen: Physiotherapie;

Medikamente: es wird keine arztlich bestatigte Medikamentenliste vorgelegt;
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Hilfsmittel: Lesebrille, Stitzkriicke rechts;

Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):

Alle vorhandenen und mitgebrachten Befunde wurden eingesehen.
Befund Orthopadie XXXX vom 04.07.2019:

die Patientin wurde im Marz 2014 im Bereich des linken Kniegelenkes aufgrund eines Osteosarkoms im Kniebereich
einer OP unterzogen. Damals wurde eine Tumorprothese implantiert, wobei auch einige gréBere Weichteilanteile
mitentfemt werden musste, auch Muskulatur. Dadurch hat die Pat. ein hochgradiges Muskeldefizit im Bereich des li.
Beines, sodass ihr das Gehen insgesamt schwer fallt, v.a. Stiegen auf- und abgehen ist sehr mihsam fur sie.

MR-Befund Schulter links vom 25.03.2019 (mitgebracht):

Tendinose der Infraspinatussehne und Supraspinatussehne mit Partialruptur

deutliche Bursitis subacromiales, subdeltoidea

Befund unfallchirurgischer Facharzt Dr Franz Unger vom 16.05.2019 (mitgebracht):

- Frozen Schulter links

- Impingement Syndrom links

- Verdacht aufs SLAP I

MR-Befund zur LWS vom 10.12.2019 (mitgebracht):

- Osteochondrose L1/2 bis L5/51

- Bandscheibenprotrusionen L2/3 und L3/4

- Bandscheibenvorfall L4/5 rechts

Untersuchungsbefund:

Allgemeinzustand:

Gut

Ernahrungszustand:

Gut

Klinischer Status - Fachstatus:

Allergie: Kontrastmittel

Nikotin: negiert

Alkohol: negiert

Caput/Collum: keine Schluckbeschwerden, Horvermogen altersentsprechend, Lesebrille
Thorax: symmetrisch, unauffallige Atemexkursionen;

Pulmo: Vesikuldratmen beidseits (bds), keine Rasselgerdusche;

? Cor: Herzaktion rein, rhythmisch und normofrequent, keine pathologischen Gerdusche;
Abdomen: weich, kein Druckschmerz (DS), keine pathologischen Resistenzen palpabel, Nierenlager bds. frei;
Miktion und Defakation: unauffallig

Obere Extremitaten: rechte Schulter frei beweglich, links Abduktion bis 60°, Anteversion bis 70°, der Nackengriff ist
nicht moglich, beim Kreuzgriff wird nur das Gesal erreicht, Impingement-Zeichen links positiv, Ellbogen, Handgelenke
und Finger unauffallig der Faustschluss vollstandig und kraftig

Untere Extremitaten: funktionelle Beinlangendifferenz, unauffallige Beinachse, deutliche Verschmachtigung des linken
Oberschenkels und Unterschenkels, Flexion der rechten Hufte bis zur 100° mdglich, dann Schmerzangabe in der
leisten Lendenwirbelsdule, IR/AR 20-0-60° schmerzfrei, an der linken Hufte Flexion bis knapp 90° mdglich, dann



Schmerzangabe im Kniegelenk, IR/AR 20-0-50° mit Schmerzangabe im Kniegelenk, am rechten Knie keine Rtung, keine
Schwellung, kein Erguss, S: 0-0-130°, diskretes retropatelldres Krepitieren, Meniskuszeichen und Zohlen-Zeichen
negativ, am linken Kniegelenk keine Rétung, geringgradige synovitische Schwellung, kein intraartikuldrer Erguss,
blande Narbe, S: 0-20-80° deutlich schmerzhaft, Zohlen-Zeichen positiv, Sprunggelenke und FiiRe unauffallig

Wirbelsaule: skoliotische Fehlhaltung, HWS-Rotation links/rechts 40-0-60°, Hartspann der paravertebralen Muskulatur
an der HWS und oberen BWS, sowie im Musculus trapezius links deutlich mehr als rechts, Druckschmerz paravertebral
im Bereich der LWS, blande Narbe, Druckschmerz Gber beiden ISG

Neurologie: diffuse Dysasthesie immer linken Bein, einem Dermatom nicht eindeutig zuordenbar, Huftbeugeschwache
links und Kniestreckerschwache links Kraftgrad 3 ohne radikuldres sensibles Defizit, an den oberen Extremitaten kein
radikulares sensomotorisches Defizit verifizierbar, die Reflexe seitengleich und schwach ausldsbar, an den unteren
Extremitaten der PSR links fehlend, der ASR seitengleich und schwach, die Pyramidenbahnzeichen negativ

Durchblutung unauffallig
Gesamtmobilitat - Gangbild:

Die Patientin kommt am Arm ihres Gatten in Konfektionsschuhen und ohne Gehhilfe zur Untersuchung, sonst
verwendet sie einen Gehstock. Kleinschrittiges, vorsichtiges und unsicheres Gangbild, Hinken links, barful
Zehenspitzen- und Fersengang nur mit anhalten moéglich, Trendelenburg-Zeichen beidseits negativ, Seilténzergang und
Blindgang wegen Unsicherheit nicht méglich;

Status Psychicus:

Es besteht eine klarer Bewusstseinslage, die ortliche, zeitliche und situative Orientierung ist gegeben,
orthopadischerseits keine Stimmungsschwankungen feststellbar.

Ergebnis der durchgefihrten Begutachtung:
Lfd. Nr.

Bezeichnung der korperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschrankungen, welche voraussichtlich
langer als sechs Monate andauern werden:

1

Kniegelenksbeschwerden links - Tumor-Prothese wegen Chondrosarkom 03/2014, Schwache, eingeschrankte
Beweglichkeit und Schmerzen, Heilungsbewahrung abgelaufen;

2

Wirbelsaulenbeschwerden - radiologisch nachgewiesene degenerative Verdnderungen mit Bandscheibenvorfall,
Zustand nach Bandscheibenoperation L5/S1 1978;

3

Schulterbeschwerden links - radiologisch nachgewiesene degenerative Veranderungen, eingeschrankte Beweglichkeit
und Schmerzen;

4
Fingerpolyarthrosen - geringe funktionelle Einschrankungen;
Stellungnahme zu gesundheitlichen Anderungen im Vergleich zum Vorgutachten:

Verschlechterung der Kniegelenksbeweglichkeit rechts, Zunahme der Schmerzen und Schwache. Verschlechterung der

Schulterbeschwerden links.

1. Zumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel - Welche der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen
lassen das Zurtcklegen einer kurzen Wegstrecke, das Ein- und Aussteigen sowie den sicheren Transport in einem
offentlichen Verkehrsmittel nicht zu und warum? Die Mobilitat der Patientin ist aufgrund ihrer Beinschwache links, der
eingeschrankten Kniegelenksbeweglichkeit links sowie auch der Wirbelsaulenbeschwerden glaubhaft hochgradig
eingeschrankt. Aufgrund der Schulterbeschwerden links ist derzeit nur die Verwendung von einer Gehhilfe moglich. Es
kann eine Wegstrecke von 400m nicht aus eigener Kraft und ohne Pausen zurtckgelegt werden. Es werden Gehbehelfe



bendtigt und es besteht Sturzgefahr. Es besteht eine Einschrankung der Standhaftigkeit. Dies insbesonders im Bezug
auf das sichere Stehen, die Sitzplatzsuche oder bei einer notwendig werdenden Fortbewegung im offentlichen
Verkehrsmittel wahrend der Fahrt. Es kdnnen héhere Niveauunterschiede (bis 30 cm) zum Ein- und Aussteigen in ein
offentliches Verkehrsmittel nicht ausreichend sicher Gberwunden werden. Die Benitzung von Haltegriffen und -
stangen ist nicht moglich.

2. Zumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel - Liegt eine schwere Erkrankung des Immunsystems vor?
Nein

Mit ho. Schreiben vom 17.7.2020 wurde der BF gem.8 45 Abs. 3 AVG das Ergebnis des Ermittlungsverfahrens mit der
Moglichkeit zur Stellungnahme zu ZI. L517 2229262-1 und L517 2229262-2 Gbermittelt.

Eine Stellungnahme langte bis zur Entscheidungsfindung nicht ein.

Mit Verfugung des Geschaftsverteilungsausschusses vom 12.10.2020 wurde die ggst. Rechtssache der
Gerichtsabteilung L517 abgenommen und der erkennenden Gerichtsabteilung neu zugewiesen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1.0. Feststellungen (Sachverhalt):

Es war festzustellten, dass die BF die Voraussetzungen fur die Vornahme der beantragten Zusatzeintragung erfullt.
2.0. Beweiswurdigung:

2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angeflhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des \vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.

Der oben unter Punkt I.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.

Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich durch Einsicht in das zentrale Melderegister
sowie die sonstigen relevanten Unterlagen.

2.2. Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswurdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fuhrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des 6sterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fuhren beispielsweise in
Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: ,Die aus der gewissenhaften
Priifung aller fir und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine
hypothetisch denkbare andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der
Untersuchung mit den Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung
nicht zuganglich ist, dem Richter ein empirisch-historischer Beweis genigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie
vermag daher eine hdchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der
wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, (...)". Vergleiche dazu auch VwGH vom 18.06.2014, Ra 2014/01/0032.

Basierend auf der standigen Rechtsprechung des VwWGH bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung" in einen Behindertenpass regelmaRig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, das die
Auswirkungen der Gesundheitsschadigung auf die Zumutbarkeit der Benttzung offentlicher Verkehrsmittel beurteilt,
sofern diese Frage nicht in einem unmittelbar zuvor durchgefihrten Verfahren gemall & 14 Abs 2
Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG) im Rahmen der arztlichen Begutachtung ausreichend behandelt wurde oder
die Unzumutbarkeit aufgrund der Art der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt (vgl auch VwWGH vom 01.03.2016,
Ro 2014/11/0024; VwGH vom 27.05.2014, Ro 2014/11/0030; VWGH vom 17. Juni 2013, 2010/11/0021 mit Verweis auf die
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Erkenntnisse vom 23. Februar 2011, 2007/11/0142 und vom 23. Mai 2012, 2008/11/0128; vgl auch VwWGH vom
20.03.2001, 2000/11/0321).

Nach der standigen Judikatur des VwGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachverstindige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil griindet, noch die
Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als
Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung zugrunde legt, wird ihrer
Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes (8 37 AVG) nicht gerecht (VwGH vom
17.02.2004, GZ 2002/06/0151).

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwGH an ihr
gelegen, auf gleichem fachlichen Niveau diesem entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des arztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VwGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Eine Partei kann ein Sachverstandigengutachten nur dann erfolgreich bekampfen, wenn sie unter praziser Darstellung
der gegen die Gutachten gerichteten sachlichen Einwande ausdrucklich erklart, dass sie die Einholung eines weiteren
Gutachtens bestimmter Fachrichtung zur vollstandigen Ermittlung des Sachverhaltes fur erforderlich halte und daher
einen Antrag auf Beiziehung eines weiteren Sachverstandigen stellt (VwGH vom 23.11.1978, GZ 0705/77).

Der VWGH fiihrte aber in diesem Zusammenhang auch aus, dass keine Verletzung des Parteiengehdrs vorliegt, wenn
einem Antrag auf Einholung eines zusatzlichen Gutachtens nicht stattgegeben wird (VWGH vom 25.06.1987,
87/06/0017).

Ebenso kann die Partei Sachverstandigengutachten erfolgreich bekampfen, ohne diesem auf gleichem fachlichem
Niveau entgegentreten zu mussen, wenn es Widerspriche bzw. Ungereimtheiten im Gutachten aufzeigt (vgl. z. B.
VwGH vom 20.10.2008, GZ 2005/07/0108).

Unter dem Blickwinkel der Judikatur der Hochstgerichte, insbesondere der zitierten Entscheidungen, ist das
letztgenannte Sachverstandigengutachten schlissig, nachvollziehbar und weist keine Widerspriche auf.

Nach Wurdigung des erkennenden Gerichtes erfullt es auch die an ein arztliches Sachverstandigengutachten gestellten
Anforderungen.

Die getroffenen Einschatzungen, basieren auf den im Rahmen der wiederholt erfolgten personlichen Untersuchungen
eingehend erhobenen klinischen Befunden, entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Die vorgelegten Beweismittel stehen nicht im Widerspruch zum Ergebnis des eingeholten Sachverstandigenbeweises.

Dem VwGH zufolge kommt es fur die Berechtigung der zusatzlichen Eintragung in den Behindertenpass hinsichtlich
der "Unzumutbarkeit der Beniltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung"
entscheidend auf die Art und die Schwere der dauernden Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen auf die
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel an, nicht aber auf andere Umstdnde, die die Benltzung offentlicher
Verkehrsmittel erschweren (VWGH vom 22.10.2002, GZ 2001/11/0258).

Bei Beurteilung der Frage, ob eine Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung
unzumutbar ist, war vor allem auch zu prifen, wie sich die bei der bP gegebene dauernde Gesundheitsschadigung auf
die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in einem o6ffentlichen Verkehrsmittel unter
Berlcksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieser Verkehrsmittel gegebenen Bedingungen auswirkt (VwWGH vom
22.10.2002, GZ 2001/11/0242).

Wie der VWGH in seinem am 19.12.2017, Ra 2017/11/0288-3 ergangenen Erkenntnis bestatigte, kann der tatsachlich
gegebenen Infrastruktur in diesem Sinne, bei der Beurteilung der Zumutbarkeit, aber nur im Hinblick auf die
entscheidende Beurteilung der Art und Schwere der dauernden Gesundheitsschadigungen, und deren Auswirkungen

auf die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel Bedeutung zukommen, weil der VWGH im gegenstandlich zitierten
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Erkenntnis - der hg. Judikatur folgend - wiederholend zum Ausdruck gebracht hat, dass es bei der Beurteilung der
Zumutbarkeit, ,nicht aber auf andere Umstande wie die Entfernung zwischen Wohnung und der nachsten Haltestelle
offentlicher Verkehrsmittel” ankommt (vgl. VWGH 27.05.2014, Ro 2014/11/0013, mwN).

Das im Verfahren vor der bB eingeholte medizinische Sachverstandigengutachten zum Grad der Behinderung bedarf
nach der Rsp des VwGH (vom 21.06.2017, Ra 2017/11/0040) einer ausreichenden, auf die vorgelegten Befunde
eingehenden und die Rahmensatze der Einschatzungsverordnung vergleichenden Begrindung.

Im angefihrten Gutachten wurde von dem Sachverstandigen auf die Art der Leiden und deren Ausmal3, sowie die
vorgelegten Befunde der bP ausflhrlich eingegangen. Insbesondere erfolgte die Auswahl und Begrindung weshalb
nicht eine andere Positionsnummer mit einem hdéheren Prozentsatz gewahlt wurde, schlussig und nachvollziehbar
(VWGH vom 04.12.2017, Ra 2017/11/0256-7).

Das eingeholte Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch.

In dem Gutachten wurden alle relevanten, von der bP beigebrachten Unterlagen bzw. Befunde bertcksichtigt.
3.0. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen:

- Bundesverfassungsgesetz B-VG, BGBI. Nr. 1/1930 idgF

- Bundesbehindertengesetz BBG, BGBI. Nr. 283/1990 idgF

- Verordnung des Bundesministers fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von
Behindertenpdssen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013idgF

- Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010idgF

- Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BYwGG, BGBI. | Nr. 10/2013 idgF

- Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF
- Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG, BGBI. Nr. 10/1985 idgF

Nachfolgende Bestimmungen beziehen sich auf die im Pkt. 3.1. angeflhrten Rechtsgrundlagen in der jeweils geltenden

Fassung.
3.2. Gemal’ Art. 130 Abs 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden
1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit; ...

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder

Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal 8 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem

Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemal 8 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemafR Abs 1 nicht stattgegeben

oder der Pass eingezogen wird.

Gemal8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des

Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

Gemal § 45 Abs. 4 BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemaR Abs 3 eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben far die

jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.

Gemal 8 45 Abs. 5 BBG entsendet die im § 10 Abs. 1 Z 6 des BBG genannte Vereinigung die Vertreterin oder den
Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des

Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist 8 10 Abs 2 des BBG anzuwenden. Fir jede Vertreterin und
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jeden Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.

In Anwendung des Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG iVm8 45 Abs 3 BBG wird die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes
in der zugrundeliegenden Beschwerdeangelegenheit begriindet und fallt die Entscheidung der gegenstandlichen
Rechtssache jenem Richtersenat zu, der unter BerUcksichtigung der zitierten Bestimmungen in der Geschaftsverteilung
des Bundesverwaltungsgerichtes daftir vorgesehen ist. Der erkennende Senat ist daher in diesem
Beschwerdeverfahren zustandig.

3.3. GemalR8 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal} anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaR & 27 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behorde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (§8 9 Abs 3) zu Gberprifen.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

GemaR § 28 Abs 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der malfigebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des mafgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Bezugnehmend auf die zitierten Bestimmungen waren die unter Pkt. 3.1. im Generellen und die unter Pkt. 3.2 ff im
Speziellen angefiihrten Rechtsgrundlagen fir dieses Verfahren in Anwendung zu bringen.

3.4. GemaR § 1 Abs 1 BBG soll Behinderten und von konkreter Behinderung bedrohten Menschen durch die in diesem
Bundesgesetz vorgesehenen MaRnahmen die bestmdgliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben gesichert werden.

Gemal § 1 Abs 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorubergehenden kdrperlichen, geistigen oder psychischen

Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich
sechs Monaten.

GemaR § 40 Abs 1 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem
Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige
Leistung erhalten oder

4. fur sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhéhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehoren.

Gemal? § 40 Abs 2 BBG st behinderten Menschen, die nicht dem im Abs 1 angeflihrten Personenkreis angehéren, ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen auf Grund von
Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu erméchtigt ist.
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GemalR 8 41 Abs 1 BBG gilt als Nachweis fur das Vorliegen der im 8 40 genannten Voraussetzungen der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (8 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung Uber die Gewahrung der erhéhten Familienbeihilfe gemald § 8 Abs 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,

wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hieflr

mallgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung

vorgenommen wurde oder
3. ein Fall des § 40 Abs 2 vorliegt.

Gemal’ § 41 Abs 2 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung ohne Durchflhrung eines Ermittlungsverfahrens zurlckzuweisen,
wenn seit der letzten rechtskraftigen Entscheidung noch kein Jahr vergangen ist. Dies gilt nicht, wenn eine

offenkundige Anderung einer Funktionsbeeintrachtigung glaubhaft geltend gemacht wird.

GemalR8 42 Abs 1 BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das
Geburtsdatum, eine allfallige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung
der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Vergtinstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zuldssig. Die

Eintragung ist vom Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

GemiaR§ 42 Abs 2 BBG ist der Behindertenpass unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den

Voraussetzungen zu erwarten ist.

GemalR 8 43 Abs 1 BBG hat das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen, sofern Anderungen eintreten, durch
die behordliche Eintragungen im Behindertenpass beruhrt werden, erforderlichenfalls einen neuen Behindertenpass

auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.

GemalR§ 43 Abs 2 BBG ist der Besitzer des Behindertenpasses verpflichtet, dem Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen binnen vier Wochen jede Anderung anzuzeigen, durch die behérdliche Eintragungen im
Behindertenpass berthrt werden, und Uber Aufforderung dem Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen den

Behindertenpass vorzulegen.

GemaR § 45 Abs 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemal} § 45 Abs 2 BBGiist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal3 Abs 1 nicht stattgegeben, das
Verfahren eingestellt (841 Abs 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.

GemalR8 47 BBG ist der Bundesminister fir Arbeit und Soziales ermachtigt, mit Verordnung die ndheren
Bestimmungen Uber den nach § 40 auszustellenden Behindertenpass und damit verbundene Berechtigungen
festzusetzen.

Gemall 8 1 Abs 1 der Verordnung des Bundesministers fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz tber die
Ausstellung von Behindertenpdssen und von Parkausweisen wird der Behindertenpass als Karte aus Polyvinylchlorid
hergestellt und hat nach Form und Inhalt dem Muster der Anlage A zu entsprechen. Seine Gesamtabmessungen haben
53,98 mm in der H6he und 85,60 mm in der Breite zu betragen. GemaR Abs 2 leg cit hat der Behindertenpass auf der
Vorderseite zu enthalten:

1. die Bezeichnung ,Behindertenpass” in deutscher, englischer und franzésischer Sprache;

2. den Familien- oder Nachnamen, Vorname(n), akademischen Grad oder Standesbezeichnung des Menschen mit
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Behinderung;

3. das Geburtsdatum;

4. den Verfahrensordnungsbegriff;

5. den Grad der Behinderung oder die Minderung der Erwerbsfahigkeit;

6. das Antragsdatum;

7. das Ausstellungsdatum;

8. die ausstellende Behorde;

9. eine allfallige Befristung;

10. eine Braillezeile mit dem Ausdruck ,Behindertenpass”;

11. ein Hologramm in Form des Bundeswappens mit dem Schriftzug ,Sozialministeriumservice” im Hintergrund;
12. das Logo des Sozialministeriumservice;

13. einen QR-Code, mit dem auf der Homepage des Sozialministeriumservice ndhere Informationen zum

Behindertenpass und den einzelnen Zusatzeintragungen abgerufen werden kénnen sowie
14. ein der Bestimmung des § 4 der Passgesetz-Durchfiihrungsverordnung, BGBI. Il Nr. 223/2006, entsprechendes
Lichtbild.

Gemald Abs 3 leg cit haben die duBeren Merkmale des Tragermaterials des Behindertenpasses der ISO/IEC-Norm 7810
zu entsprechen. Das Tragermaterial hat folgende Falschungssicherheitsmerkmale zu enthalten:

1. Hologramm in Form des Bundeswappens mit dem Schriftzug ,Sozialministeriumservice” im Hintergrund;
2. UV-Lack;

3. Brailleschrift;

4, Guillochenraster und

5. Mikroschrift auf der Rickseite.

Der Behindertenpass darf nur von einem vom Bundesministerium fur Arbeit, Soziales und Konsumenten-schutz
bestimmten Dienstleister hergestellt werden.

Gemald Abs 4 leg cit ist auf Antrag des Menschen mit Behinderung jedenfalls einzutragen:

1.  die Art der Behinderung, etwa dass der Inhaber/die Inhaberin des Passes
a) Uberwiegend auf den Gebrauch eines Rollstuhles angewiesen ist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen fir eine diagnosebezogene Mindesteinstufung im Sinne
des § 4a Abs. 1 bis 3 des Bundespflegegeldgesetzes (BPGG), BGBI. Nr. 110/1993, vorliegen. Bei Kindern und
Jugendlichen gelten jedoch dieselben Voraussetzungen ab dem vollendeten 36. Lebensmonat.

b) blind oder hochgradig sehbehindert ist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen fir eine diagnosebezogene Mindesteinstufung im Sinne
des § 4a Abs. 4 oder 5 BPGG vorliegen.
) gehorlos oder schwer horbehindert ist;

die Eintragung gehdrlos ist bei einem Grad der Behinderung von 80% entsprechend der Positionsnummer 12.02.01 der
Anlage zur Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010, bzw. einem Grad der Behinderung von 70% aufgrund der
Position 643 nach der Richtsatzverordnung BGBI. Nr. 150/1965, vorzunehmen.

Die Eintragung schwer horbehindert ist ab einem Grad der Behinderung von 50% auf der Grundlage der
Positionsnummer 12.02.01 der Anlage zur Einschatzungsverordnung, bzw. der Position 643 nach der
Richtsatzverordnung, vorzunehmen.

Bei Kindern und Jugendlichen bis zum vollendeten 10. Lebensjahr muss ein Grad der Behinderung von 90%, vom 11.
Lebensjahr bis zum vollendeten 14. Lebensjahr ein Grad der Behinderung von 80% entsprechend der
Positionsnummer 12.02.01 der Anlage zur Einschatzungs-verordnung vorliegen.

d) taubblind ist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen fir eine diagnosebezogene Mindesteinstufung im Sinne
des § 4a Abs. 6 BPGG vorliegen.

e) Trager/Tragerin eines Cochlear-Implantates ist;

f) Epileptiker/Epileptikerin ist;
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diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn eine Diagnose entsprechend Abschnitt 04.10.02 oder 04.10.03 der Anlage zur
Einschatzungsverordnung bzw. der Positionsnummern 573 oder 574 nach der Richtsatzverordnung vorliegt.

g) eine Gesundheitsschadigung gemal 8 2 Abs. 1 erster Teilstrich der Verordnung des Bundes-ministers fur
Finanzen Uber auBergewdhnliche Belastungen, BGBI. Nr. 303/1996, aufweist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn Tuberkulose, Zuckerkrankheit, Zdliakie oder Aids entsprechend einem
festgestellten Grad der Behinderung von mindestens 20% vorliegt. Der Zéliakie sind die Phenylketonurie (PKU) und
ahnliche schwere Stoffwechselerkrankungen im Sinne des Abschnittes 09.03. der Anlage zur Einschatzungsverordnung
gleichzuhalten.

h) eine Gesundheitsschadigung gemaR § 2 Abs. 1 zweiter Teilstrich der Verordnung des Bundesministers fur

Finanzen Uber auBBergewdhnliche Belastungen aufweist;

diese Eintragung ist bei Vorliegen einer Gallen-, Leber- oder Nierenerkrankung mit einem festgestellten Grad der
Behinderung von mindestens 20% vorzunehmen.
i) eine Gesundheitsschadigung gemald 8 2 Abs. 1 dritter Teilstrich der Verordnung des Bundes-ministers flr

Finanzen Uber auBergewdhnliche Belastungen aufweist;

diese Eintragung ist bei Funktionsbeeintrachtigungen im Sinne der Abschnitte 07 und 09 der Anlage zur
Einschatzungsverordnung sowie bei Malignomen des Verdauungstraktes im Sinne des Abschnittes 13 der Anlage zur

Einschatzungsverordnung entsprechend einem festgestellten Grad der Behinderung von mindestens 20%

vorzunehmen.

j) Trager/Tragerin von Osteosynthesematerial ist;

k) Trager/Tragerin einer Orthese ist;

) Trager/Tragerin einer Prothese ist.

2. die Feststellung, dass der Inhaber/die Inhaberin des Passes
a) einer Begleitperson bedarf;

diese Eintragung ist vorzunehmen bei

- Passinhabern/Passinhaberinnen, die Uber eine Eintragung nach Abs. 4 Z.1 lit. a verfugen;

- Passinhabern/Passinhaberinnen, die Uber eine Eintragung nach Abs. 4 Z 1 lit. b oder d verfugen;

- bewegungseingeschrankten Menschen ab dem vollendeten 6. Lebensjahr, die zur Fortbewegung im 6ffentlichen
Raum sténdig der Hilfe einer zweiten Person bedurfen;

- Kindern ab dem vollendeten 6. Lebensjahr und Jugendlichen mit deutlicher Entwicklungsverzégerung und/oder
ausgepragten Verhaltensveranderungen;

- Menschen ab dem vollendeten 6. Lebensjahr mit kognitiven Einschrankungen, die im 6ffentlichen Raum zur
Orientierung und Vermeidung von Eigengefahrdung standiger Hilfe einer zweiten Person bediirfen, und

- schwerst behinderten Kindern ab Geburt bis zum vollendeten 6. Lebensjahr, die dauernd Uberwacht werden
mussen (z. B. Aspirationsgefahr).

b) die FahrpreisermaBigung nach dem Bundesbehindertengesetz in Anspruch nehmen kann;

diese Eintragung ist bei Menschen mit Behinderung, die dem Personenkreis des § 48 des Bundesbehindertengesetzes
angehoren, bei Vorliegen eines festgestellten Grades der Behinderung/einer festgestellten Minderung der
Erwerbsfahigkeit von mindestens 70% bzw. bei Bezug von Pflegegeld oder anderen vergleichbaren Leistungen nach
bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften vorzunehmen.

Q) einen gepriiften Assistenzhund besitzt;

3. die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benltzung &ffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benutzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist und

- erhebliche Einschrédnkungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder

- erhebliche Einschréankungen der kérperlichen Belastbarkeit oder

- erhebliche Einschréankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder

- eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

- eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach Abs. 4 Z 1 lit. b oder d

vorliegen.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1996_303_0/1996_303_0.pdf

Gemal Abs 5 leg cit bildet ein Gutachten eines/einer arztlichen Sachverstandigen des Sozialministeriumservice die
Grundlage fur die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fur die in Abs. 4 genannten Eintragungen erfullt sind. Soweit es
zur ganzheitlichen Beurteilung der Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kdnnen Experten/Expertinnen
aus anderen Fachbereichen beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktions-beeintrachtigungen sind alle
zumutbaren therapeutischen Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmdéglichkeiten zu

bertcksichtigen.

Gemall Abs 6 leg cit sind die im Abs. 4 angefiihrten Eintragungen auf der Rlckseite entweder in Form von

Piktogrammen oder in Form von Schriftziigen vorzunehmen, ...

Der Behindertenpass ist gem 8 2 leg cit in deutscher Sprache auszustellen; die Bezeichnung ,Behindertenpass” ist auch

in englischer und franzésischer Sprache anzubringen.

Gemald 8 3 Abs 1 leg cit ist dem Behindertenpassinhaber/der Behindertenpassinhaberin, zum Nachweis, dass er/sie
Uber die Eintragung ,Unzumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung"” verflgt, die im § 29b Abs 2 bis 4 der StralRenverkehrsordnung
1960, BGBI. 159 (StVO), genannten Berechtigungen in Anspruch nehmen kann, ein Parkausweis auszustellen. Die in
einem gultigen Behindertenpass enthaltene Eintragung ,Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel
wegen dauernder Gesundheitsschadigung oder Blindheit” ist der Eintragung ,Unzumutbarkeit der BenuUtzung

offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” gleichzuhalten.

Gemald Abs 2 leg cit ist der Ausweis plastifiziert und mit einer Héhe von 106 mm und einer Breite von 148 mm
auszufuhren. Der Ausweis ist mit einem 35 x 45 mm grolRen Lichtbild des Ausweisinhabers/der Ausweisinhaberin

auszustatten.

Gemal Abs 3 leg cit hat der Parkausweis dem in der Anlage B enthaltenen Muster zu entsprechen. Auf der Vorderseite
der Anlage B ist zwischen dem mehrsprachigen Text und dem Textteil ,Modell der Europaischen Gemeinschaften” eine

allfallige Befristung einzutragen.

Gemal’ 8 5 Abs 3 Z 2 leg cit bleiben Behindertenpasse, die vor dem in Z 1 genannten Zeitpunkt unbefristet ausgestellt
wurden, weiterhin gultig; Gleiches gilt fur bestehende Eintragungen in Behindertenpassen. Gemall Z 3
werden Behindertenpdsse im Scheckkartenformat nur bei Antrégen, die ab dem 1. September 2016 im
Sozialministeriumservice einlangen, ausgestellt; ein automatischer Umtausch von Behindertenpdssen findet nicht
statt.

Gemald § 1 der Einschatzungsverordnung ist unter Behinderung die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden
korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu
verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am allgemeinen Erwerbsleben, zu
erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Gemall § 2 Abs 1 leg cit sind die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen als Grad der Behinderung zu
beurteilen. Der Grad der Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder
Rahmensatzen in der Anlage der Einschatzungsverordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser
Verordnung.

Gemal? 8 2 Abs 2 leg cit ist bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angefuhrt sind,
der Grad der Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

Gemal? § 2 Abs 3 leg cit ist der Grad der Behinderung nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um
fanf geringerer Grad der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines
Rahmensatzes ist zu begrinden.

Gemal? 8 3 Abs 1 leg cit ist eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

GemaB § 3 Abs 2 leg cit ist bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung zundchst von jener



Funktionsbeeintrachtigung auszugehen, fur die der héchste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und
inwieweit dieser durch die weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhéht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem
Ausmald von weniger als 20 vH sind auller Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im
Zusammenwirken mit einer anderen Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung
auszugehen.

Gemal? 8 3 Abs 3 leg cit liegt eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine
Erhéhung des Grades der Behinderung zu bewirken, vor, wenn

- sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

- zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen
Funktionsbeeintrachtigung fihren.

Gemald 8§ 3 Abs 4 leg cit ist eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung dann gegeben, wenn das Gesamtbild der
Behinderung eine andere Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen
alleine.

Gemal’ 8 4 Abs 1 leg cit bildet die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im korperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.

Gemal? § 4 Abs 2 leg cit hat das Gutachten neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund,
die Diagnosen, die Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrundung fur die Einschatzung des Grades der
Behinderung innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen
Begrindung zu enthalten.

Fur die Berechtigung der zusatzlichen Eintragung in den Behindertenpass hinsichtlich der "Unzumutbarkeit der
Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung" kommt es entscheidend auf die Art
und die Schwere der dauernden Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen auf die Benutzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel an, nicht aber auf andere Umstande, die die Benltzung offentlicher Verkehrsmittel erschweren. Im
vorliegenden Fall beruhen die Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel

Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat die Gesamtbeurteilung mehrerer Leidenszustande
nicht im Wege einer Addition der aus den Richtsatzpositionen sich ergebenden Hundertsatze der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zu erfolgen, sondern nach den Grundsatzen des § 3 der genannten Richtsatzverordnung. Nach dieser
Bestimmung ist dann, wenn mehrere Leiden zusammentreffen, bei der Einschatzung der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zunachst von der Gesundheitsschadigung auszugehen, die die hochste Minderung der
Erwerbsfahigkeit verursacht. Sodann ist zu priufen, ob und inwieweit der durch die Gesamteinschatzung zu erfassende
Leidenszustand infolge des Zusammenwirkens aller zu beriicksichtigenden Gesundheitsschadigungen eine hdhere
Einschatzung der Minderung der Erwerbsfahigkeit rechtfertigt, wobei im Falle der Beurteilung nach dem BEinstG
gemal § 27 Abs 1 dieses Gesetzes Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmald von weniger als 20 v H. auBer
Betracht zu lassen sind, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht (u.a. VwGH vom 24.09.2003,
2003/11/0032; VWGH vom 21.08.2014, Ro 2014/11/0023-7).

Wie der VfGH in seinem Beschluss vom 24.09.2018, E 2304/2018, festgestellt hat, ist es nicht in gesetzwidriger Weise
unsachlich, wenn der Verordnungsgeber fir die Bewertung des Gesamtgrades der Behinderung - statt einer Addition
der einzelnen Beeintrachtigungen - auf die Auswirkungen der einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer
Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen zueinander abstellt. Durch die
Berucksichtigung der Wechselwirkungen wird sichergestellt, dass die Auswirkungen der Beeintrachtigungen jedenfalls
in ihrer Gesamtheit beurteilt werden, unabhdngig davon, ob sich die Behinderung aus einer oder mehreren
Beeintrachtigungen zusammensetzt.

Weiters wird in dem Gutachten auch festgestellt, dass die Behinderung iSd§ 1 Abs 2 BBG mehr als 6 Monate gegeben
sein wird.


https://www.jusline.at/entscheidung/42000
https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/1

Das erstellte Gutachten erfullt auch die im 8 4 Einschatzungsverordnung

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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